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Meier Anja und Mit. über eine kantonale Gesetzesgrundlage für 

Transparenz in der Luzerner Politikfinanzierung 

 
Die Transparenz bei der Partei- oder Politikfinanzierung war in den vergangenen Jahren im 
Bund und auch im Kanton Luzern bereits mehrmals Gegenstand von politischen Vorstössen. 
Diese (Motion M 513 David Roth und Mit. vom 1. April 2014, Motion M 202 Samuel Odermatt 
vom 19. Juni 2012, Motion M 74 Alain Greter und Mit. vom 6. November 2007) wurden auf 
Antrag des Regierungsrates vom Kantonsrat abgelehnt. Als Begründung wurde unter ande-
rem angeführt, dass eine Kontrolle einer Offenlegungspflicht nur schwer umsetzbar sei und 
umgangen werden könne. Zudem sei fraglich, ob sich die Stimmberechtigten in der Schweiz 
mit geldintensiven Kampagnen ihre Meinung kaufen lassen. Wenn, dann sei eine gesamt-
schweizerisch einheitliche Lösung anzustreben.  
 
Am 18. Juni 2021 verabschiedete das Parlament auf Bundesebene einen indirekten Gegen-
entwurf auf Gesetzesstufe zur Transparenz-Initiative. Darauf hat das Initiativkomitee am 29. 
Juni 2021 seine Initiative zugunsten dieses Gegenentwurfs bedingt zurückgezogen. Nach-
dem die Referendumsfrist gegen die Änderung des Bundesgesetzes über die politischen 
Rechte (BPR; 161.1) unbenutzt abgelaufen ist, soll dieser Gegenentwurf mit der Änderung 
des BPR mitsamt der Verordnung über die Transparenz bei der Politikfinanzierung (VPofi) 
am 23. Oktober 2022 in Kraft treten und erstmals für die Nationalratswahlen vom 22. Oktober 
2023 zur Anwendung gelangen. Die wichtigsten Punkte der Bundeslösung wie auch die Ent-
stehungsgeschichte ausgehend von der Transparenz-Initiative sind auf der Webseite des 
Bundesamtes für Justiz zusammengefasst.  
 

In den Kantonen Freiburg, Genf, Neuenburg, Tessin und Waadt bestehen bereits gesetzliche 
Regelungen auf kantonaler Ebene. Im Kanton Schwyz musste ein bereits beschlossenes 
Transparenzgesetz aufgrund einer Beschwerde beim Bundesgericht nochmals dem Kantons-
rat unterbreitet werden und steht vor dem Inkrafttreten. In den Kantonen Aargau, Bern, Jura 
und Wallis wird aktuell eine Gesetzesvorlage erarbeitet oder dem Kantonsparlament unter-
breitet. Im Kanton Schaffhausen wurde nach Annahme einer Transparenz-Initiative auf Ver-
fassungsänderung und nach Beschluss eines Transparenz-Gesetzes im Kantonsparlament 
im Februar 2022 eine Durchsetzungsinitiative lanciert. Im Kanton Zürich wird nach Annahme 
einer parlamentarischen Initiative die Umsetzung eines Gesetzes im Kantonsparlament dis-
kutiert. Im Kanton Basel-Landschaft wurde eine entsprechende Initiative abgelehnt. In ande-
ren Kantonen, wie beispielsweise im Kanton St. Gallen, bestehen keine solchen Regelun-
gen. In der Stadt Luzern wurde im Grossen Stadtrat eine Motion im März 2022 überwiesen, 
die ein Reglement auf kommunaler Ebene für transparente Politikfinanzierung verlangt. 
Diese Entwicklung im Bund und in anderen Kantonen unterstreicht, dass eine Regelung für 

https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/m_513_antwort.pdf
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2011-2015/m_202_antwort.pdf
https://www.lu.ch/downloads/lu/kr/vorstoesse/2007-2011/m_074_antwort.pdf
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/staat/gesetzgebung/transparenz-politikfinanzierung/transparenz.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2021/1504/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2021/1492/de
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/aktuell/mm.msg-id-86450.html
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/staat/gesetzgebung/transparenz-politikfinanzierung.html
https://www.bj.admin.ch/bj/de/home/staat/gesetzgebung/transparenz-politikfinanzierung.html
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transparente Politikfinanzierung in der Bevölkerung und bei den Parteien zunehmend mehr-
heitsfähig wird. 
 
Die vorliegende Motion verlangt – wie die in der Zwischenzeit zurückgezogene Transparenz-
Initiative –, dass Bilanz und Erfolgsrechnung respektive das Kampagnenbudget offen zu le-
gen sind. Der Gegenentwurf sieht vor, dass die Einnahmen – also nicht die Bilanz und die 
Erfolgsrechnung – sowie die monetären und nichtmonetären Zuwendungen anzugeben sind. 
Als nichtmonetäre Zuwendungen sind Sachwerte oder Dienstleistungen zu qualifizieren, die 
von natürlichen oder juristischen Personen oder Personengesellschaften unentgeltlich oder 
unter dem marktüblichen Preis erbracht werden (beispielsweise ein IT-Unternehmer, der 
Computerprogramme für die eigene Partei gratis einrichtet oder eine Grafikerin, die Flyer für 
ihre Partei stark verbilligt kreiert). Im Gegenentwurf wird – da es um die Frage geht, wie die 
Parteien finanziert werden – ausdrücklich darauf verzichtet, auch die Offenlegung der Ausga-
ben und der Vermögenslage und damit die Bilanz und Erfolgsrechnung zu verlangen. Damit 
soll auch dem Umstand Rechnung getragen werden, dass die politischen Parteien in aller 
Regel als Vereine organisiert sind und daher von der Pflicht zur ordentlichen Rechnungsle-
gung nach den Artikeln 958 ff. Obligationenrecht befreit sind (vgl. Bericht der Staatspoliti-
schen Kommission des Ständerates, BBl 2019, S. 7886). Im Weiteren wird für einen mehr-
heitsfähigen Entscheid die Höhe des Betrags zentral sein, ab welchem Zuwendungen offen 
zu legen sind. Zur monetären Grenze äussert sich die vorliegende Motion nicht. Bei der 
Höhe wird zu berücksichtigen sein, dass der für Kandidierende, Parteien und Komitees durch 
die Deklaration entstandene Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zur erhaltenen 
Transparenz bei der Finanzierung stehen muss.  
 
Bisher wurde keine umfassende Evaluation der Regelungen der anderen Kantone durchge-
führt. Daher lässt sich deren Wirksamkeit aktuell nur schwer beurteilen. Auch bei den vorge-
sehenen Bestimmungen des Bundes ist nicht bekannt, ob sich diese bei der Umsetzung als 
praktikabel erweisen werden. Aus dem Entwurf der VPofi ergibt sich, dass für die Beantwor-
tung der Frage, ob eine Zuwendung zu deklarieren ist oder nicht, detaillierte Regelungen zu 
beachten sind und sich dadurch schwierige Abgrenzungsfragen stellen können.  
 
Der Wert von nichtmonetären Zuwendungen, der ab einer bestimmten Höhe anzugeben ist, 
wird nicht immer einfach festzulegen sein. Teilweise werden sich nur ungefähre Werte ermit-
teln lassen. Bei der Bundeslösung besteht daher keine Garantie, dass die veröffentlichten 
Zahlen korrekt sein werden. Diese werden daher mit Vorsicht zu beurteilen sein und werden 
sich nicht ohne Weiteres mit anderen Parteien oder Kandidierenden vergleichen lassen. Es 
ist fraglich, ob das Ziel der Transparenz bei einer Parteienfinanzierung wirklich erreicht wird. 
Das Justiz- und Sicherheitsdepartement hat daher in seiner Stellungnahme vom 15. März 
2022 zum Vernehmlassungsverfahren zur VPofi angeregt, die Praktikabilität der Bestimmun-
gen und den verursachten Mehraufwand für die politischen Akteure nach den Nationalrats-
wahlen 2023 einer Evaluation zu unterziehen. Aufgrund der Erfahrungen des Bundes lassen 
sich Schlüsse auf eine allfällige Umsetzung von Transparenzbestimmungen auf Stufe Kanton 
ziehen. Daher erscheint es unserem Rat zielführend, vorerst die Evaluation des Bundes hin-
sichtlich Praktikabilität und Mehraufwand abzuwarten. Gestützt darauf und die Erfahrungen 
in anderen Kantonen werden wir anschliessend prüfen, ob und wie auch im Kanton Luzern 
Regeln für eine transparente Politikfinanzierung bei den kantonalen Wahlen und Abstimmun-
gen eingeführt werden können.  
 
Falls im Kanton Luzern Transparenzregeln eingeführt werden, so sollen sich diese an der 
Regelung des Bundes orientieren. Das Ziel muss es dabei sein, durch die Transparenzregeln 
einen Mehrwert zu erzielen, indem das Vertrauen in die Parteien und in die politischen Kam-
pagnen gestärkt wird.  
 
Im Sinne dieser Erläuterungen beantragen wir Ihrem Rat, die Motion als Postulat umzuwan-
deln und dieses als erheblich zu erklären. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2019/2692/de
https://www.lu.ch/-/media/Kanton/Dokumente/JSD/Stellungnahmen_2022/2022_03_15_Politikfinanzierung.pdf?la=de-CH
https://www.lu.ch/-/media/Kanton/Dokumente/JSD/Stellungnahmen_2022/2022_03_15_Politikfinanzierung.pdf?la=de-CH

